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1 Einleitung 

Die Europäische Verfassung ist tot, es lebe der Reformvertrag. So könnte man 
plakativ das Ergebnis des Treffens der Staats- und Regierungschefs in Brüssel 
am 21. und 22. Juni 2007 zusammenfassen. Die Gipfelteilnehmer konnten sich 
auf ein Mandat für eine Regierungskonferenz einigen, deren Aufgabe es war, den 
Vertrag über die Europäische Union (EUV) und den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft (EGV) zu ändern. Letzterer wird überdies in „Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ umbenannt. Die Regierungskon-
ferenz konnte aufgrund der detaillierten Vorgaben im Verhandlungsmandat ihre 
Arbeit so rechtzeitig abschließen, dass sich die Staats- und Regierungschefs 
bereits im Oktober 2007 beim Herbstgipfel in Lissabon auf den neuen Vertrags-
text einigten, der dann im Dezember dort unterzeichnet wurde (vgl. dazu Über-
sicht 1). Ziel ist die Ratifizierung des Vertrags1 durch die Mitgliedstaaten vor der 
nächsten Wahl zum Europäischen Parlament im Jahr 2009.

Mit dem Vertrag von Lissabon endet die Reflexionsperiode, die der EU-Gipfel 
im Juni 2005 ausgerufen hatte, nachdem kurz zuvor in Frankreich und den Nie-
derlanden der Entwurf für einen Verfassungsvertrag in Volksabstimmungen ab-
gelehnt worden war. Dem Europäischen Rat gelang dabei ein Ausgleich verschie-
dener Interessen. Auf der einen Seite stand die überwiegende Mehrheit jener 
Länder, die den Text des Verfassungsvertrags schon ratifiziert hatten2 – immerhin 
war er im Oktober 2004 von allen Staats- und Regierungschefs der damals  
25 Mitgliedstaaten unterzeichnet worden – und die daher möglichst viel davon 
in den neuen Vertrag übernehmen wollten, auch wenn er nicht mehr den Namen 
„Verfassung“ trägt. Auf der anderen Seite standen nicht nur Frankreich und die 
Niederlande, sondern auch weitere Länder wie zum Beispiel Polen, Tschechien 
und das Vereinigte Königreich, denen die Regelungen im Verfassungsvertrag zu 
weit gingen und die den jeweiligen nationalen Ratifizierungsprozess nach den 
ablehnenden Volksabstimmungen offengelassen hatten. Der Kompromiss bestand 
im Wesentlichen darin, möglichst viele Bestimmungen des Verfassungsvertrags 
zu erhalten, aber auf jene Bestandteile zu verzichten, die an eine Verfassung er-

1 Die Terminologie war nicht immer ganz einheitlich. Neben dem Begriff „Grundlagenvertrag“ wurde auch von 
„Änderungsvertrag“, „Reformvertrag“ oder vom „Vertrag von Lissabon“ gesprochen (siehe Übersicht 1). Letztere 
Bezeichnung hat den Charme, dass es in der Tradition der EU steht, Verträge nach dem Unterzeichnungsort zu 
benennen: Römische Verträge, Vertrag von Maastricht, von Amsterdam und von Nizza.
2 Das waren 18 von 27 Mitgliedstaaten: http://www.cap-lmu.de/themen/eu-reform/ratifikation/index.php [Stand: 
2007-11-02].


